
 

Friedland-Gedächtnisstätte 

Die Friedland-Gedächtnisstätte in Friedland (Nieder-

sachsen) ist ein Denkmal für die deutschen Heimatver-

triebenen und Heimkehrer.  

Geschichte 

Das aus vier 28 m hohen, stelenartigen Betonsegmenten 

bestehende Werk der Künstler Martin Bauer und Hans 

Wachter wurde 1966/67 als Heimkehrerdenkmal errich-

tet. Es entstand auf der Erhebung des Hagenbergs ober-

halb der Ortschaft Friedland. Bauherr war der Verband 

der Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Vermisstenan-

gehörigen Deutschlands, der auch als Initiator auftrat 

und 1964 eine erste Haus- und Strassensammlung von 
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Spenden zur Errichtung des Denkmals organisiert 

hatte.  

Erste Intentionen zur Errichtung einer solchen Gedenk-

stätte stammten von Konrad Adenauer, der auch am 15. 

Mai 1966 den Grundstein legte. Eingeweiht wurde das 

Denkmal am 15. Oktober 1967 vom damaligen nieder-

sächsischen Ministerpräsidenten Georg Diederichs.  

 

 

 
Innerer Bereich 

 

 
Stele der Kriegsgefangenen 
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Stele der Vertriebenen und Verschleppten 

 

Inschriften 

Die auf 12 Tafeln angebrachten Inschriften des Denk-

mals lauten:  

1. WIR KAMEN AUF DEN STRASSEN DES KRIEGES, DER 

GEFANGENSCHAFT, FLUCHT UND VERFOLGUNG – 

AUS DER HEIMAT VERTRIEBEN. 50 MILLIONEN 

MENSCHEN LIESSEN AUF ALLEN KONTINENTEN 

UND MEEREN IHR LEBEN: GEFALLEN, GETÖTET, 

UMGEKOMMEN. 

2. 9.340.900 DEUTSCHE BLIEBEN IM 2. WELT-

KRIEG: 2.892.000 FIELEN ALS SOLDATEN, 2.846.000 ZI-

VILPERSONEN UND 1.250.000 KRIEGSGEFANGENE 

STARBEN; VERSCHOLLEN BLIEBEN: 1.163.600 SOLDA-

TEN IM KAMPF, 100.300 IN KRIEGSGEFANGEN-

SCHAFT, 1.089.000 ZIVILPERSONEN. 

3. Heiliges Kreuz 
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4. VERTRIEBEN WURDEN NACH 1945 AUS DER HEI-

MAT OSTWÄRTS DER ODER/NEISSE UND DES BÖH-

MERWALDES, AUS OSTEUROPA UND AUS SÜDOST-

EUROPA 15.000.000 DEUTSCHE 

5. VERSCHLEPPT WURDEN IN DIE WEITEN DES OS-

TENS 1944–47 1.000.000 DEUTSCHE ZIVILPERSONEN, 

DARUNTER FRAUEN UND KINDER. 

6. OPFER DER VERTREIBUNG MEHR ALS 2.000.000 UN-

SCHULDIGE MENSCHEN, AUF DEN STRASSEN 

ELEND GESTORBEN, UMGEKOMMEN AUS ER-

SCHÖPFUNG, DURCH MENSCHLICHE GEWALT 

7. VÖLKER VERSÖHNT EUCH! 

8. IN KRIEGSGEFANGENSCHAFT GERIETEN 10.500.000 

DEUTSCHE SOLDATEN – 7.100.000 IM WESTEN, 

3.400.000 IM OSTEN – VERSTREUT IN VIELEN TAU-

SEND LAGERN 

9. 1956 KAM DER LETZTE TRANSPORT – NOCH 1967 

WAREN NICHT ALLE FREI 

10. 1967 ERRICHTETEN HEIMKEHRER DIESES MAHN-

MAL 

11. DANKZEICHEN FÜR DIE ERRETTUNG – MAHNUNG 

AN DIE NACHWELT, FREIHEIT UND MENSCHEN-

WÜRDE NIEMALS AUFZUGEBEN 

12. VÖLKER ENTSAGET DEM HASS – VERSÖHNT EUCH, 

DIENET DEM FRIEDEN – BAUT BRÜCKEN ZUEINAN-

DER! 

 

 



Zeithistorische Forschungen  

Gedenken im Nachkrieg 

Die «Friedland-Gedächtnisstätte» 

1. Adenauers Pläne zur Errichtung eines Denkmals in Fried-

land 

2. Die Realisierung des Denkmals durch den Verband der 

Heimkehrer 

3. Die Konjunkturen der Erinnerung und die Pluralität von 

Erinnerungsmilieus 

Anmerkungen 

Während die Errichtung von Denk- und Mahnmalen in der 

unmittelbaren Nachkriegszeit vor allem durch die Alliierten 

und die überlebenden Opfer der nationalsozialistischen Ge-

waltherrschaft erfolgte, baute die westdeutsche Kriegsfolgen-

gesellschaft in den 1950er-Jahren eine Vielzahl von Denkmä-

lern. Neben den Denkmälern für getötete Soldaten, nun ohne 

die heroischen Posen früheren Gefallenen-Gedenkens gestal-

tet, wurden neuartige Gedenkzeichen eingeweiht, die der Er-

innerung an die Folgen des Krieges gewidmet waren. Diese 

Kriegsfolgendenkmäler, die in den 1950er-Jahren zu Tausen-

den errichtet wurden, meist einen lokalen Bezug aufwiesen 

und sich durch einen häufig provisorischen Charakter aus-

zeichneten, waren der Erinnerung an Kriegsgefangenschaft, 

Flucht und Vertreibung, Aufbauarbeit etc. gewidmet, aber 

auch dem Gedenken an den Aufstand vom 17. Juni 1953 so-

wie der Teilung Deutschlands. In ihrer Formensprache und 

ihrem Inhalt waren sich diese Gedenkzeichen sehr ähnlich. 

Sie symbolisierten Kriegsgefangene, Flüchtlinge und Vertrie-

bene, Trümmerfrauen oder Deutschland insgesamt als Opfer, 

enthielten sich jedoch einer Aussage über Ursachen und 

Schuldige. Die Darstellungsweise war überwiegend gegen-
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ständlich bzw. allegorisch und hauptsächlich auf das Motiv 

der Trauer ausgerichtet.  

Die im Jahr 1967 errichtete, trotz ihrer Monumentalität weit-

gehend unbekannt gebliebene «Friedland-Gedächtnisstätte», 

die im Zentrum der folgenden Ausführungen steht, lässt sich 

einerseits dieser Gruppe der Kriegsfolgendenkmäler zurech-

nen, unterscheidet sich von ihnen jedoch in mancherlei Hin-

sicht. Anders als die seit Beginn der 1960er-Jahre in den 

meisten Fällen wieder demontierten Kriegsfolgendenkmäler 

legt bereits die massive Bauweise der Friedland-Gedächtnis-

stätte nahe, dass diese «für die Ewigkeit» bestimmt sein 

sollte. Im Unterschied zu den unter anderem durch namentli-

che Nennung konkreter Personen lokal verorteten, in ihrer 

Grösse eher bescheidenen Erinnerungszeichen an Flucht, 

Vertreibung oder Kriegsgefangenschaft erhob die Friedland-

Gedächtnisstätte den Anspruch, ein zentrales Denkmal zu 

sein. Und anders als die lokalen Mahnmale versuchte sie, so-

wohl den Zweiten Weltkrieg als auch die Kriegsfolgen zu bi-

lanzieren. 
  

 
Die «Friedland-Gedächtnisstätte». 

Zeitgenössische Postkarte des Verbandes der Heimkehrer 

(Quelle: Sammlung Birgit Schwelling) 
  



Im vorliegenden Beitrag wird nicht nur nach Form und Inhalt 

des Denkmals gefragt, sondern ein besonderes Augenmerk 

auf den Kontext der Entstehung, auf beteiligte Akteure und 

auf Konflikte gerichtet, die sich in der zehnjährigen Phase 

zwischen ersten Plänen im Jahr 1957 und der Einweihung im 

Jahr 1967 ergaben. Diese Geschichte ist zum einen deshalb 

von Interesse, weil die Initiative zur Friedland-Gedächtnis-

stätte von keinem Geringeren als Bundeskanzler Adenauer 

ausging, zunächst also an die Errichtung einer zentralen, offi-

ziellen Gedenkstätte durch die Bundesrepublik gedacht war. 

Zum anderen lassen sich an diesem Beispiel auch Konjunktu-

ren der Erinnerung in der Bundesrepublik verdeutlichen so-

wie einige theoretische Hinweise zu kollektiven Erinnerun-

gen von Opferverbänden geben. 

 

1. Adenauers Pläne zur Errichtung eines Denkmals in 

Friedland 

Die Pläne zur Errichtung eines Denkmals durch die Bundes-

regierung nahe des Durchgangslagers Friedland (ca. 15 km 

südlich von Göttingen) gehen auf das Jahr 1957 zurück. So-

weit aus den erhaltenen Unterlagen zu entnehmen ist, wurde 

die Idee im engeren Umfeld von Bundeskanzler Adenauer 

entwickelt, der sich das Projekt schnell zu eigen machte und 

sich für dessen Realisierung einsetzte. Die ersten Pläne sahen 

vor, ein Denkmal zu errichten, das der «‚Heimkehr‘ im wei-

testen Sinne des Wortes» gewidmet sein sollte. An anderer 

Stelle war die Rede von einem «Monument», das «in die Zone 

hineinwirken und später als Mahnmal für die Zeit der Teilung 

Deutschlands und in Erinnerung an die Katastrophe von 

1945» dienen sollte. Gedacht war zunächst also nicht an ein 

Mahnmal für die Toten, sondern für diejenigen, die den Krieg 

überlebt hatten und von seinen Folgen betroffen waren. Wäh-

rend der Inhalt des geplanten Denkmals zunächst sehr vage 

blieb, konnten sich die beteiligten Akteure mit dem Durch-

gangslager Friedland rasch auf einen Ort für die Errichtung 



verständigen, war Friedland doch einer der symbolträchtigs-

ten Orte des «Nachkriegs» (Klaus Naumann) in der frühen 

Bundesrepublik. Adenauer liess daher 1958 ein fünf Hektar 

grosses Gelände um den «Hagen» ankaufen, einer Anhöhe 

nahe dem Durchgangslager. Die finanziellen Mittel stammten 

aus der zweckgebundenen Spende eines Privatmanns aus Le-

verkusen. Weder Adenauer noch die Bundesrepublik traten 

als Eigentümer in Erscheinung. Vielmehr hatten sich die bei-

den Geistlichen im Lager Friedland, Pastor Lippert und Pfar-

rer Krahe, bereiterklärt, das Gelände im Auftrag des Bundes-

kanzlers zu erwerben und es bis zur Gründung einer zunächst 

geplanten, allerdings nicht realisierten Stiftung treuhände-

risch zu verwalten.  

Der Ort, an dem das Denkmal erbaut werden sollte, war sym-

bolisch hoch aufgeladen und darüber hinaus auf spezifische 

Weise mit der politischen Biographie Adenauers verbunden. 

Im September 1945 von der britischen Militärregierung ein-

gerichtet, ging das nahe der innerdeutschen Grenze gelegene 

Durchgangslager für Flüchtlinge, Vertriebene, Evakuierte, 

Aussiedler, Zivilverschleppte und Kriegsheimkehrer im April 

1952 in die Verantwortlichkeit des Landes Niedersachsen 

über. Seinen hohen Bekanntheitsgrad in der Nachkriegsöf-

fentlichkeit und seine symbolische Aufladung als «Tor zur 

Freiheit» erlangte Friedland vor allem als Durchgangslager 

für Kriegsgefangene, die aus östlichem Gewahrsam zurück-

kehrten. Die mediale und öffentliche Aufmerksamkeit so-

wohl für den Ort als auch für die zurückkehrenden Kriegsge-

fangenen erreichte ihren Gipfel im Oktober 1955, als im An-

schluss an Adenauers Moskaureise unter grosser Anteil-

nahme der Bürger und der Presse die letzten Transporte mit 

Heimkehrern aus der Sowjetunion in Friedland eintrafen.  

Nachdem der Bundeskanzler im September 1955 nach Mos-

kau gereist war, bei dieser Gelegenheit die Aufnahme diplo-

matischer Beziehungen zwischen der Sowjetunion und der 

Bundesrepublik vereinbart und die mündliche Zusicherung 

erhalten hatte, dass 9.626 in der Sowjetunion noch zurück-



gehaltene deutsche Kriegsgefangene in die Heimat entlassen 

werden würden, kehrten die letzten Soldaten des Zweiten 

Weltkriegs 1955/56 nach Deutschland zurück. Nimmt man 

die Popularität Adenauers als Gradmesser, so zählten diese 

Ereignisse zu den Höhepunkten in seiner politischen Lauf-

bahn. Noch rund zwölf Jahre später, im Mai 1967, fanden 75 

Prozent der befragten Bundesbürger, dass «die Heimführung 

der deutschen Kriegsgefangenen aus Russland» Adenauers 

grösstes Verdienst gewesen sei. Und selbst in einer 1995 vom 

Allensbacher Institut für Demoskopie durchgeführten Um-

frage zählten 59 Prozent der Befragten dies zu Adenauers her-

ausragendsten politischen Leistungen. Diese Umfrageergeb-

nisse sind nicht nur deshalb bemerkenswert, weil sich darin 

der grosse Stellenwert des auch von Adenauer selbst gepfleg-

ten Mythos vom «Befreier der deutschen Kriegsgefangenen» 

widerspiegelt. Dass die Moskaureise im Urteil der westdeut-

schen Bevölkerung auch noch Jahrzehnte später als herausra-

gender Erfolg erscheint, deutet auf die eminente gesellschaft-

liche Bedeutung hin, die der Kriegsgefangenenfrage bis Mitte 

der 1950er-Jahre zukam. Die symbolische Aufladung des Or-

tes Friedland als «Gefühlsraum», «Geborgenheitsgebiet» und 

als «Mythos der Heimat» ist nur dann zu verstehen, wenn man 

die «hohe emotionale Identifikation der deutschen Öffentlich-

keit mit den Kriegsgefangenen» in den 1950er-Jahren in 

Rechnung stellt. Als «das vielleicht wichtigste Thema der frü-

hen Nachkriegszeit» besass die Problematik weit über den 

Kreis der unmittelbar Betroffenen hinaus Bedeutung. Bilder 

von und Geschichten über Kriegsgefangene und Heimkehrer 

waren in der jungen Bundesrepublik zwischen 1950 und 1955 

omnipräsent. Der Empfang zurückkehrender Kriegsgefange-

ner im Lager Friedland, der Jubel des Wiedersehens, die 

Trauer der Angehörigen, die wieder einmal vergeblich nach 

Friedland gereist waren, die alte Dame, die Adenauer nach 

der Rückkehr aus Moskau dankbar die Hände geküsst hatte, 

wurden zu «Ikonen der Heimkehr», die eine weite mediale 

Verbreitung fanden. 

 



Die deutschen Kriegsgefangenen in der Sowjetunion boten 

sich aus einem weiteren Grund als Symbol an, mit dem sich 

weithin geteilte Befindlichkeiten bündeln liessen. Die Tatsa-

che, dass sich die Sowjetunion mit der Zurückhaltung der 

Kriegsgefangenen über das Jahr 1948 hinaus nicht an unter-

zeichnete internationale Vereinbarungen hielt, sowie die in 

der Sowjetunion unter juristisch fragwürdigen Bedingungen 

durchgeführten Kriegsverbrecher-Prozesse machten die Ge-

fangenen in der Wahrnehmung der bundesrepublikanischen 

Öffentlichkeit zu unschuldigen Opfern – und zwar nicht nur 

einer fragwürdigen Justiz, sondern auch einer sich verschär-

fenden Ost-West-Konfrontation. Die von den Zeitgenossen 

als brutal und ungerecht bewertete sowjetische Kriegsgefan-

genenpolitik verhinderte geradezu, dass differenzierte Fragen 

gestellt und diskutiert wurden, etwa nach tatsächlich Schuldi-

gen unter den Verurteilten der Prozesse der Jahre 1949/50. 

Die zurückgehaltenen Kriegsgefangenen boten somit einen 

Anknüpfungspunkt für das in der westdeutschen Gesellschaft 

weithin verbreitete Gefühl, zu den Opfern des Krieges, der 

Alliierten, der beginnenden Ost-West-Konfrontation, der be-

drückenden Situation in den ersten Nachkriegsjahren insge-

samt zu zählen.  

Vor diesem Hintergrund erschien Friedland geradezu prädes-

tiniert für die Errichtung eines Denkmals, bündelten sich an 

diesem Ort doch viele der Befindlichkeiten, die das Selbst-

verständnis der frühen Bundesrepublik wesentlich prägten. 

Aus Sicht der Zeitgenossen verfügte Friedland über einen 

weiteren Vorteil. Unweit der deutsch-deutschen Grenze gele-

gen, bot sich der Ort auch dafür an, die deutsch-deutsche Tei-

lung in das Gedenken einzubeziehen. Die Vorstellungen über 

den genauen Inhalt und die Form des Denkmals blieben je-

doch zunächst mehr als vage. Die Rede war von einem «Eh-

renmal», einer «Gedenkstätte», einer «Gedächtnisstätte» oder 

auch einem «Denkmal». Adenauer selbst verfolgte zumindest 

anfänglich ein eng an seinen politischen Erfolg angelehntes 

Projekt, nämlich ein Denkmal zur Erinnerung an die «Rück-

kehr der Kriegsgefangenen aus der UdSSR im Anschluss an 



den Besuch des Bundeskanzlers in Moskau». Zu einem spä-

teren Zeitpunkt verfolgte er den Plan, «eine Gedenkstätte für 

das Schicksal zu errichten, das sich in Friedland abgespielt 

hat und das durch Friedland symbolisiert wird», erweiterte 

damit also den Kreis der zu Gedenkenden um Vertriebene, 

Flüchtlinge, Zivilverschleppte und Aussiedler. Von Seiten 

des Bundesministeriums für Vertriebene (BMVt) wurde ähn-

lich dem Vorschlag Adenauers ein Denkmal für heimkeh-

rende Kriegsgefangene, Vertriebene und Aussiedler favori-

siert. Im Jahr 1963 wurde schliesslich Einigkeit darüber er-

zielt, dass «an die Schicksale von vielen Millionen Vertriebe-

nen, Flüchtlingen und Heimkehrern» erinnert werden sollte. 

Genauer war die Rede von einer «Erinnerung an die Heim-

kehr der Kriegsgefangenen und Zivilverschleppten als auch 

an die Aufnahme der Vertriebenen und Aussiedler».  

Diese inhaltliche Ausrichtung wurde auch deutlich an der Zu-

sammensetzung der geplanten, allerdings nicht realisierten 

Stiftung, deren Mitglieder an den Entscheidungen zur Gestal-

tung des Denkmals beteiligt werden sollten. Neben Vertretern 

des Bundes, des Landes Niedersachsen, der zuständigen 

Kommunalstellen und der im Bundestag vertretenen politi-

schen Parteien sollten dem Kuratorium Vertreter der katholi-

schen und evangelischen Kirche, des Deutschen Roten Kreu-

zes, des Verbandes der Heimkehrer (VdH) und der Vertriebe-

nenverbände angehören. Damit war das vorgesehene Mahn-

mal deutlich auf die Verbände der deutschen Opfer des Zwei-

ten Weltkriegs ausgerichtet. Das Projekt hatte zudem auf-

grund der Beteiligung der beiden grossen Kirchen und der La-

gergeistlichen einen christlichen Anstrich. Eine mögliche Be-

teiligung von jüdischen Organisationen oder Verbänden aus-

ländischer Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherr-

schaft war kein Thema. Angesichts der Tatsache, dass die un-

zähligen, in den 1950er-Jahren geschaffenen lokalen Erinne-

rungszeichen an Kriegsgefangenschaft, Flucht und Vertrei-

bung von eher kleinem Format waren sowie zum Teil einen 

provisorischen Charakter aufwiesen, hatte das Projekt auf-

grund seiner geplanten Grösse und Monumentalität einen 



besonders hervorgehobenen Charakter. Insbesondere Ade-

nauer sah darin jedoch kein partikulares Gedenken, sondern 

eine Erinnerung, an der «unsere gesamte Bevölkerung inte-

ressiert [ist]».  

 

Obwohl die inhaltliche Ausrichtung und der gewählte Stand-

ort des Denkmal-Projekts grundsätzlich dem Zeitgeist ent-

sprachen, fand die Idee zunächst wenig Begeisterung. Ein ers-

ter Vorbehalt betraf die von den Zeitgenossen als «katho-

lisch» interpretierte Ausrichtung des Projekts. Die anfängli-

chen Pläne sahen ein «weit über die Zonengrenze sichtbares 

christliches Monument» vor, konkret die Errichtung einer 

durch Yrsa von Leistner zu schaffenden monumentalen 

Christusstatue. Gegen diese Gestaltung wandte sich zum ei-

nen der Kreistag des Landkreises Göttingen, der in einer Ent-

schliessung vom 10. Februar 1958 festhielt, dass «eine solche 

Kolossalfigur [...] nicht dem religiösen Empfinden der über-

wiegenden Mehrheit der Bevölkerung unseres Kreises» ent-

spreche. Der evangelische Pfarrer im Lager Friedland, Pastor 

Lippert, äusserte ähnliche Bedenken, indem er vor der Schaf-

fung einer «katholischen Wallfahrtsstätte in Friedland» warn-

te. Die Idee einer Christusstatue wurde daraufhin fallengelas-

sen.  

Weitere Bedenken betrafen den Zeitpunkt der Errichtung, die 

Kosten des Projekts und die Grösse der geplanten Anlage. 

Insbesondere Theodor Oberländer, den Adenauer in seiner 

Funktion als Minister für Vertriebene für das Projekt zu ge-

winnen suchte, war sehr kritisch eingestellt – nicht zuletzt 

aufgrund der in den Jahren 1957/58 wieder sprunghaft gestie-

genen Anzahl von Personen, die nach Friedland kamen. Der 

Bau eines solchen Denkmals sei verfrüht. «Erst einmal muss 

den nach Friedland jetzt fast täglich einströmenden Menschen 

geholfen werden», so Oberländer an Bischof Dibelius, «ehe 

man sich mit einem so kostspieligen Projekt befassen kann.» 

Auch der Bundeskanzler, so Oberländer weiter, könne sich 



diesem Argument nicht verschliessen, zumal «zahlreiche Zu-

schriften aus allen Bevölkerungsteilen» gezeigt hätten, «dass 

man im augenblicklichen Zeitpunkt kein Verständnis für die 

Errichtung eines Mahnmals aufbringen würde». Oberländers 

Argument wurde in ähnlicher Form vom Göttinger Kreistag 

in seiner bereits erwähnten Entschliessung vom 10. Februar 

1958 vorgebracht. Auch von dieser Seite wurde darauf hinge-

wiesen, dass mit einem Gedenken in Friedland erst dann be-

gonnen werden könne, «wenn das Lager in hoffentlich nicht 

allzu ferner Zukunft seine Aufgabe erfüllt haben wird». Die 

Abgeordneten waren der Ansicht, dass die verfügbaren Mittel 

besser den karitativen Verbänden im Lager und den Hilfebe-

dürftigen zur Verfügung gestellt werden sollten, anstatt das 

Geld in ein Mahnmal zu investieren.  

Diesen Argumenten konnte sich Adenauer nicht verschlies-

sen. Insbesondere Oberländers Hinweis auf die mangelnde 

Zustimmung der Bevölkerung zum Denkmal bewog den 

Kanzler, das Projekt auf Eis zu legen. Am 14. Mai 1959 teilte 

der Leiter des Kanzlerbüros Selbach Pfarrer Krahe mit, im 

Kanzleramt werde derzeit «übereinstimmend» die Auffas-

sung vertreten, «dass es im Hinblick auf die politische Lage 

zweckmässiger sei, die Angelegenheit zunächst nicht voran-

zutreiben». Auch das Argument des falschen Zeitpunkts war 

im Kanzleramt inzwischen auf offene Ohren gestossen. Zu-

nächst müsse «die immer noch im Gange befindliche Rück-

führung von Heimkehrern und Umsiedlung von Ostdeutschen 

zum Abschluss gekommen sein. Die Durchführbarkeit des 

gesamten Projekts hängt nach Ansicht aller beteiligten Instan-

zen wesentlich davon ab, dass für die weiteren notwendigen 

Massnahmen der richtige Zeitpunkt gewählt wird.» Eine 

Preisgabe des Projekts war damit jedoch keineswegs verbun-

den. Der Bundeskanzler werde «nicht ohne weiteres auf die 

Schaffung einer Gedenkstätte verzichten».  

 



2. Die Realisierung des Denkmals durch den Verband 

der Heimkehrer 

Die Phase des Moratoriums machte sich der Verband der 

Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Vermisstenangehörigen 

insofern zu Nutze, als es ihm im zweiten Anlauf gelang, das 

Projekt an sich zu ziehen. Mit dem im März 1950 gegründe-

ten Zentralverband der bis dahin verstreut existierenden Inte-

ressen-gruppen ehemaliger Kriegsgefangener übernahm ein 

Akteur die Initiative, der besonders in den 1950er-Jahren zu 

den einflussreichen und mitgliederstärksten Verbänden der 

Bundesrepublik zählte (1955: rund 500.000 Mitglieder). 

Seine Betätigungsfelder reichten vom Einsatz für die Freilas-

sung der noch zurückgehaltenen Kriegsgefangenen und so 

genannten «Kriegsverurteilten» über Lobbyarbeit im Rahmen 

der Kriegsfolgengesetzgebung bis hin zur politischen Bil-

dungsarbeit. Zu seinen grössten politischen Erfolgen zählte 

die Durchsetzung des 1954 verabschiedeten Kriegsgefange-

nen-Entschädigungsgesetzes. Der VdH war ausserdem mass-

geblich an der öffentlichkeitswirksamen Etablierung des Ge-

denkens an die noch zurückgehaltenen Kriegsgefangenen be-

teiligt. In der ersten Hälfte der 1950er-Jahre veranstaltete der 

Verband mit finanzieller Unterstützung der Bundesregierung 

und unter grosser Beteiligung der Öffentlichkeit «Kriegsge-

fangenen-Gedenkwochen», bei denen bundesweit die Freilas-

sung der Kriegsgefangenen gefordert wurde. Auf seine Initi-

ative ging zudem eine Wanderausstellung zum Thema 

Kriegsgefangenschaft zurück, die von 1951 bis Mitte der 

1960er-Jahre in über 100 Städten der Bundesrepublik und 

vereinzelt auch im Ausland gezeigt und von insgesamt rund 

1,7 Millionen Personen besucht wurde. In Denkmalprojekten 

engagierte sich der VdH ebenfalls stark. Bis Mitte der 1960er-

Jahre errichtete der Verband rund 1.800 überwiegend lokale 

Mahnmale zur Erinnerung an die Kriegsgefangenschaft, von 

denen heute allerdings nur noch wenige existieren.  



Bereits die ersten Pläne für die Friedland-Gedächtnisstätte sa-

hen vor, den VdH massgeblich zu beteiligen. Allerdings sollte 

der Verband nur einer der in der Stiftung vertretenen Akteure 

sein. Ob die Institutionen, die in die Stiftung berufen werden 

sollten, in der Angelegenheit zu wenig Initiative erkennen 

liessen oder ob sie sich aufgrund des wenig transparenten und 

zum Teil fragwürdigen Vorgehens des VdH schliesslich zu-

rückgezogen haben, muss dahingestellt bleiben. Jedenfalls 

wurde der VdH seit 1963 von offizieller Seite als Bauherr 

adressiert, zumeist auch als Initiator des Denkmalprojekts. 

Vom ursprünglich vorgesehenen Unterstützerkreis war zu 

Beginn der Umsetzung des Projekts neben dem VdH nur noch 

der Bund der Vertriebenen (BdV) geblieben, der später je-

doch nicht mehr in Erscheinung treten sollte. Und schliesslich 

gibt es Hinweise darauf, dass Adenauer zumindest einige der 

Fäden in der Hand behielt. 

 

  

Anzeige zur Spendenwerbung 

in verschiedenen Ausgaben der Verbandszeitschrift «Der Heimkehrer» 



 
Die «Grenzlandfahrt» der «Friedlandglocke» führte im Frühjahr 1964 von Fried-

land aus unter anderem nach Bayern, in den Schwarzwald, ins Saargebiet, durch 

die Länder Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen bis zur Nordseeküste – und 

zurück nach Friedland. 

(Quelle: Der Heimkehrer 15 [1964] H. 9, S. 3.) 

Von April bis Juli 1964 führte der VdH mit freiwilligen Hel-

fern aus den eigenen Reihen sowie Mitgliedern des BdV eine 

Haus- und Strassensammlung durch. Diese Spendenaktion, 

über die in der Presse ausführlich berichtet wurde, brachte die 

beachtliche Summe von 527.634,83 DM ein, die den Finanz-

rahmen für die Realisierung des Projekts absteckte. Dass sich 

die Verwirklichung trotz der vorhandenen finanziellen Mittel 

über vier Jahre hinzog, war im Wesentlichen darauf zurück-

zuführen, dass ein erster, vom Verband ausgelobter Wettbe-

werb kein Ergebnis erbrachte. So wurde eine zweite Aus-

schreibung notwendig, die mit 33 eingereichten Entwürfen 

auf wesentlich grössere Resonanz stiess. Schliesslich ent-

schied sich das VdH-Präsidium entgegen dem offensichtlich 

nicht als bindend verstandenen Votum der unabhängigen 

fünfköpfigen Jury für den Vorschlag des Entwurfsteams 

Wachter und Bauer aus München, der mit leichten Abände-

rungen realisiert und am 15. Oktober 1967 feierlich einge-

weiht wurde. Zuvor hatte Altbundeskanzler Adenauer am 15. 



Mai 1966 den Grundstein der Friedland-Gedächtnisstätte auf 

dem Hagen gelegt. 

Entsprechend der Symbolik des Ortes war die Bedeutung der 

Friedland-Gedächtnisstätte in der Grundstein-Urkunde zwi-

schen einem traditionellen, heroisierenden Kriegsgedenken 

an gefallene Soldaten, einem mit Erinnerungen an den Nach-

krieg verbundenen universalen Mahnen sowie einer Dankes- 

und Versöhnungsgeste angesiedelt: «Möge das Mahnmal 

vom Opfergang des deutschen Volkes und seiner Söhne kün-

den, die als Soldaten oder Zivilisten, als Kriegsgefangene, 

Verschleppte, Vertriebene oder Flüchtlinge in besonderer 

Weise Opfer des 2. Weltkrieges und seiner Folgen wurden. // 

Möge es künden von einer Generation, die sich in Ehrfurcht 

vor den Opfern jeder Gewalt neigt. // Möge es ein Mahnmal 

der Hoffnung, des Dankes und der Versöhnung sein, das ohne 

Anklage noch in Jahrhunderten den Willen zur Freiheit, den 

Mut zur Gerechtigkeit, zur Menschenwürde und zum Frieden 

bekundet.» Diese Hervorhebung der deutschen Opfer des 

Krieges wiederholte der niedersächsische Ministerpräsident 

Georg Diederichs bei der Einweihung der Friedland-Gedächt-

nisstätte. Er sprach davon, dass Friedland «zu einem Symbol 

für das schwere Schicksal unseres Volkes» geworden sei, und 

erwähnte dabei besonders die «heimkehrende[n] Kriegsge-

fangene[n], Zivilinternierte[n], Verschleppte[n] und Evaku-

ierte[n], Flüchtlinge aus Mitteldeutschland und Heimatver-

triebene[n] aus unseren Ostgebieten». 

 

  



 
Titelseite der Verbandszeitschrift «Der Heimkehrer», 25.10.1967 



 
Einweihung der «Friedland-Gedächtnisstätte» 

(Quelle: Sammlung Birgit Schwelling) 



 
Politiker bei der Einweihung – vorn links der niedersächsische Ministerpräsident 

Georg Diederichs, vorn rechts der niedersächsische Minister für Bundesangele-

genheiten, Vertriebene und Flüchtlinge, Herbert Hellmann (beide SPD). 

(Quelle: Der Heimkehrer 18 [1967] H. 20, S. 3.) 

Das Mahnmal besteht aus vier flügelartigen, 28 Meter hohen 

Toren, die aus hellem Beton gefertigt sind, wobei die Monu-

mentalität der Anlage durch ihren Standort auf einer Anhöhe 

noch verstärkt wird. Die Oberfläche der Tore ist bearbeitet, 

so dass ein reliefartiger Eindruck entsteht. Obwohl das En-

semble abstrakt gehalten ist, wurden die Betontore im Vor-



feld der Errichtung durch den VdH gegenständlich gedeutet: 

als «Tore zur Freiheit» und «kraftvolle Segel im Sturm». Die 

in den Beton «eingegrabenen Fluchtlinien» interpretierte der 

Verband als «Narben der Zeit». In eines der Tore ist eine Glo-

cke eingelassen, die in ihrer Form an die vor der Evangeli-

schen Lagerkirche aufgestellte «Friedlandglocke» angelehnt 

ist. Die Glocke der Gedächtnisstätte ist an ihrem oberen Rand 

mit Stacheldraht umwickelt, trägt das VdH-Abzeichen, die 

Jahreszahl 1967 und die Inschrift: «Freiheit – Heimat – Frie-

den – Brot – Familie». 

 

  

Glocke in der «Friedland-Gedächtnisstätte». 

Zeitgenössische Postkarte des Verbandes der Heimkehrer 

(Quelle: Sammlung Birgit Schwelling) 

  



Auf den Toren sind insgesamt zwölf Tafeln angebracht, deren 

Inschriften bilanzierend auf ausgewählte Personenkreise ver-

weisen und den Verlust an Menschenleben in Zahlen zum 

Ausdruck bringen. Der Fokus liegt dabei auf der Bilanzierung 

von Kriegsgefangenschaft, Flucht, Vertreibung und Ver-

schleppung. Auf der ersten Tafel (Tor 1) werden zunächst die 

«Sprecher» des Mahnmals kenntlich gemacht, zum anderen 

wird eine Gesamtzahl von Kriegstoten genannt – der Zusam-

menhang bleibt etwas unklar: «Wir kamen auf den Strassen 

des Krieges, der Gefangenschaft, Flucht und Verfolgung – 

aus der Heimat vertrieben. 50 Millionen Menschen liessen 

auf allen Kontinenten und Meeren ihr Leben: gefallen, getö-

tet, umgekommen.» Auf Tafel 10 (Tor 4) wird die Urheber-

schaft der Gedächtnisstätte spezifiziert: «1967 errichteten 

Heimkehrer dieses Mahnmal.» 

Auf weiteren Tafeln werden die deutschen zivilen und mili-

tärischen Opfer von Krieg, Flucht, Vertreibung, Verschlep-

pung und Gefangenschaft im Einzelnen anhand von Zahlen 

ausgewiesen. Die teils scheinbar exakten, teils pauschalen, 

stets aber sehr grossen Zahlen dienen offenbar der Beglaubi-

gung: 

«9.340.900 Deutsche blieben im 2. Weltkrieg: 2.892.000 fie-

len als Soldaten, 2.846.000 Zivilpersonen und 1.250.000 

Kriegsgefangene starben. Verschollen blieben: 1.163.600 

Soldaten im Kampf, 100.300 in Kriegsgefangenschaft, 

1.089.000 Zivilpersonen.» 

 (Tafel 2) 

«Vertrieben wurden nach 1945 aus der Heimat ostwärts der 

Oder/Neisse und des Böhmerwaldes, aus Ost-Europa und aus 

Südost-Europa 15.000.000 Deutsche.» 

 (Tafel 4) 

 



«Verschleppt wurden in die Weiten des Ostens 1944-47 

1.000.000 deutsche Zivilpersonen, darunter Frauen und Kin-

der.» 

(Tafel 5) 

«Opfer der Vertreibung wurden mehr als 2.000.000 unschul-

dige Menschen, auf den Strassen elend gestorben, umgekom-

men aus Erschöpfung, durch menschliche Gewalt.» 

 (Tafel 6) 

 

«In Kriegsgefangenschaft gerieten 10.500.000 deutsche Sol-

daten – 7.100.000 im Westen, 3.400.000 im Osten – verstreut 

in vielen tausend Lagern.» 

 (Tafel 8) 

Im Unterschied zu anderen, im selben Zeitraum errichteten 

Mahnmalen wie etwa dem Ehrenmal im Bonner Hofgarten 

(1964) wurde hier nicht pauschal auf alle «Opfer von Krieg 

und Gewaltherrschaft» verwiesen, sondern den deutschen 

Opfern eine besondere Aufmerksamkeit eingeräumt. Andere 

Opfergruppen finden, sieht man von der pauschalen Nennung 

von insgesamt 50 Millionen Opfern ab, keine Erwähnung. 

Dieses selektive Gedenken wird dadurch noch verstärkt, dass 

mit Tafel 9 ein nicht näher benannter Kreis von unfreien Per-

sonen in die Erinnerung einbezogen wird, wobei offenbar 

wiederum Deutsche gemeint sind: «1956 kam der letzte 

Transport – noch 1967 waren nicht alle frei.» Darin spiegelt 

sich zum einen wider, dass der Verband auch nach der Rück-

kehr der letzten Kriegsgefangenen aus der Sowjetunion un-

vermindert an einer Aufklärungs- und Suchdienstrhetorik 

festhielt und sich, zumindest symbolisch, nicht bereitfand, die 

Suche nach zum Teil noch in sowjetischen Lagern vermuteten 

Vermissten zu beenden. Zum anderen findet sich in dieser In-

schrift die seit Mitte der 1950er-Jahre zu beobachtende Ent-

grenzung der in den Kreis der «Gefangenen» einbezogenen 

Personengruppen, die mit der Bezeichnung von 17 Millionen 

DDR-Bürgern als «Gefangenen des Kalten Krieges» ihren 

Höhepunkt fand. Und schliesslich ist zu vermuten, dass sich 



damit auch die letzten noch in alliierten Gefängnissen einsit-

zenden, verurteilten Kriegsverbrecher angesprochen fühlen 

konnten. Auffällig an dieser Tafel ist jedenfalls, dass sie im 

Vergleich zu den anderen Inschriften weitaus weniger ein-

deutige Aussagen enthält und daher für verschiedene Deutun-

gen und Identifizierungen offen bleibt. 

Auf Tafel 11 heisst es über den Zweck des Denkmals: «Dank-

zeichen für die Errettung – Mahnung an die Nachwelt, Frei-

heit und Menschenwürde niemals aufzugeben.» Diese «Mah-

nung» wird an anderer Stelle erneut aufgegriffen und durch 

einen Aufruf ergänzt: «Völker versöhnt euch!» (Tafel 7) so-

wie «Völker entsagt dem Hass – versöhnt Euch – dienet dem 

Frieden – baut Brücken zueinander!» (Tafel 12). Auf Tafel 3 

schliesslich ist ein Kreuz abgebildet. Mit diesem Rückgriff 

auf ein christliches Symbol wurde der Adressatenkreis aber-

mals eingegrenzt, so dass sich insgesamt das Bild eines am-

bivalenten Mahnmals ergibt: Es changiert zwischen pauscha-

len Verweisen auf sämtliche Opfer des Zweiten Weltkriegs 

und seiner Folgen sowie auf die Völkergemeinschaft einer-

seits und eingeschränkteren Verweisen auf die (christlichen) 

deutschen Opfer vor und nach 1945 andererseits. Das verbin-

dende Element ist ein unkonkretes Sprechen, das Fragen von 

Ursachen, Schuld und Verantwortung vermeidet. 

Wie bereits in den Anfängen des Projekts, so wurde auch im 

Vorfeld der Realisierung der Friedland-Gedächtnisstätte Kri-

tik laut. Zwar war es dem VdH gelungen, eine nicht unbe-

trächtliche Summe an Spendengeldern zu sammeln, was auf 

eine gewisse gesellschaftliche Zustimmung zum Projekt 

schliessen lässt. Doch waren auch kritische Stimmen zu ver-

nehmen, die sich im Unterschied zu den Anfängen des Pro-

jekts allerdings weniger auf pragmatische Gesichtspunkte als 

auf bestimmte inhaltliche Aussagen des Denkmals bezogen. 

Das betraf vor allem die Strategie, an den Zweiten Weltkrieg 

aus der Perspektive der deutschen Opfer, insbesondere der 

Kriegsgefangenen, zu erinnern und diese als Symbol des Op-

fers schlechthin zu installieren. Dieses Ziel wurde nicht nur 



in den Inschriften des Denkmals deutlich, sondern auch in de-

ren Erläuterung durch den VdH. So erhob Werner Kiessling, 

der damalige Geschäftsführende Präsident des VdH, mehr-

fach den Anspruch, mit der Gedächtnisstätte für «alle Opfer» 

zu sprechen, selbst wenn der Text der Grundsteinurkunde und 

die Inschriften der Gedächtnisstätte seine Aussage deutlich 

konterkarierten. Die Gedächtnisstätte sei «nicht einem Grup-

penschicksal gewidmet», sondern vielmehr «dem ganzen 

Volk in allen seinen Gruppierungen, in allen seinen Opfern 

und darüber hinaus der leidenden Menschheit». Nicht nur 

«die eine, sondern alle Seiten der Opfer der Jahre des 3. Rei-

ches und der Nachkriegszeit» seien in das Denkmal einbezo-

gen worden: «Die Gefallenen, Vermissten und Verscholle-

nen, die Opfer der Bombenteppiche und der Zivilbevölkerung 

– die 50 Millionen Toten, die im Verlauf des 2. Weltkrieges 

zu Wasser, zu Lande und in der Luft, Soldaten, Greise, Frauen 

und Kinder, ihr Leben lassen mussten, auf den Kampffeldern, 

in den Kellern ihrer Wohnungen, in den Konzentrationsla-

gern, in den Lagern der Verschleppung und der Kriegsgefan-

genschaft.»  

Doch dieser expliziten Erwähnung der Konzentrationslager 

kann angesichts der Komposition der Inschriften nur eine Ali-

bifunktion zugeschrieben werden – ein Umstand, der auch 

den Zeitgenossen nicht verborgen blieb und der im Unter-

schied zu den Anfängen des Projekts nun kritisch kommen-

tiert wurde. Erkennen lässt sich dies beispielsweise an der Re-

aktion auf die Entwürfe der Inschriften von Seiten des BMVt, 

namentlich von Staatssekretär Peter Paul Nahm: «Schliess-

lich gestatte ich mir, anzuregen, darüber nachzudenken, und 

zwar immer wieder unter meiner Premisse [sic], dass das 

Ganze dem Inhalt der Schlusstafel zugeordnet sein soll – ob 

man auf eine Beizählung der Opfer der Konzentrations- und 

Vernichtungslager verzichten darf und ob von einem Hinweis 

auf die Blutopfer anderer Völker abgesehen werden kann.»  

Zu diesem Schritt allerdings fand sich der VdH, den Ände-

rungsvorschlägen gegenüber ansonsten durchaus aufge-



schlossen, nicht bereit. Kiessling betonte erneut, dass «in den 

genannten 50 Millionen [...] auch die KZ-Opfer, ungenannt, 

enthalten» seien, was bereits als «Fortschritt» zu werten sei, 

«denn weder in Mauthausen noch in Dachau, noch in Bergen-

Belsen ist auf die anderen Hekatomben von Opfern hingewie-

sen». Die Integration der Opfer der NS-Herrschaft in ein 

Mahnmal – über die pauschale Nennung der Zahl von 50 Mil-

lionen Opfern hinaus – war für den VdH im Jahr 1967 nicht 

denkbar, kostete es doch offensichtlich bereits erhebliche 

Überwindung, den in den ursprünglich geplanten Inschriften 

enthaltenen anklagenden Charakter herauszunehmen. Kiess-

ling informierte am Ende des Entscheidungsprozesses um das 

Denkmal und dessen Inschriften die Mitglieder des Verban-

des darüber, dass «die Gedenktafeln für das Mahnmal auf 

dem ‚Hagen‘ [...] von jeder Anklage und somit auch von jeder 

Selbstanklage freigehalten worden» seien. Wenn er betonte, 

dass man sich damit «über die Fesseln eigener Ressenti-

ments» erhebe, lässt sich diese Haltung nicht als blosse Rhe-

torik abtun, sondern demonstriert das schwierige psychologi-

sche Problem eines Verbandes und seiner Mitglieder, sich 

nach der Erfahrung der Kriegsgefangenschaft nicht aus-

schliesslich und vor allem nicht als alleinige Opfer zu defi-

nieren, sondern darüber hinaus als ehemalige Soldaten der 

Wehrmacht deren Beteiligung an der Vernichtungspolitik des 

nationalsozialistischen Regimes kritisch zu reflektieren. 

Der Eindruck einer sich öffnenden Schere zwischen partiku-

laren Verbandserinnerungen auf der einen Seite und inzwi-

schen (selbst)kritischer werdenden öffentlichen Erinnerun-

gen an die Zeit des Nationalsozialismus auf der anderen Seite 

findet seine Bestätigung in Presseberichten über die Einwei-

hung der Gedächtnisstätte. Die Journalisten bezeichneten das 

Denkmal als «Mahnmal für die deutschen Kriegsgefangenen» 

und als «Heimkehrer-Gedächtnisstätte» – eine Lesart, die auf 

Seiten des Verbandes auf deutliches Missfallen stiess. Ver-

schnupft zeigte sich der Verband auch über die vollständige 

Abwesenheit der Volksvertreter bei den Einweihungsfeier-

lichkeiten – ein weiterer Hinweis darauf, dass sich die Ver-



gangenheitsdeutungen in der Bundesrepublik im Wandel be-

fanden. Zwar hatte der VdH für die Grundsteinlegung vom 

Mai 1966 mit Adenauer eine bedeutende Persönlichkeit ge-

winnen können. Adenauer aber war persönlich mit dem Pro-

jekt verbunden und zu diesem Zeitpunkt bereits nicht mehr 

im Amt.  

Vergleicht man die Gästelisten der Einweihungsfeierlichkei-

ten mit denen der vom VdH veranstalteten Heimkehrer-

Deutschland-Treffen in der zweiten Hälfte der 1950er-Jahre, 

so wird deutlich, dass die politische Elite nun mit ausgespro-

chener Zurückhaltung auf die Einladungen des Verbandes re-

agierte. Zwar hatte sich die niedersächsische Landesregie-

rung bereiterklärt, die Gedächtnisstätte am Tag der Einwei-

hung in ihre Obhut zu übernehmen, aber die Politiker antwor-

teten auf die Einladung dieser Gedenkstätte «des ganzen deut-

schen Volkes», die der VdH ohne dessen Mandat errichtet 

hatte, durch demonstratives Fernbleiben. Kiessling zeigte 

sich entrüstet darüber, dass «bei der Einweihung dieses in 

Deutschland wegen seines universellen Charakters einmalig 

dastehenden Mahnmals des ganzen deutschen Volkes kein 

einziger Vertreter der deutschen Volksvertretung anwesend 

war». Das bleibe «der gravierende Schatten dieser geschicht-

lichen Stunde». Seine Wünsche, dass «die gesamte Volksver-

tretung einmal Gelegenheit nimmt [...] dieses Mahnmal zu er-

leben», dass «das ganze deutsche Volk in den folgenden Jah-

ren aufbrechen wird, um diese Stätte zu sehen» und dass 

«diese Mahnstätte einmal Wallfahrtsstätte werden [möge]», 

gingen nicht in Erfüllung. Das Denkmal ist weitgehend unbe-

kannt geblieben. 



 

«Das Mahnmal der Heimkehrer in Friedland ist ein Mahnmal 

der Versöhnung, das nicht nur den Opfern des 2. Weltkrieges 

in aller Welt gewidmet ist, sondern auch den Verfolgten der 

Gewaltherrschaft. Das Präsidium des Verbandes der Heim-

kehrer ist über diese Untat empört und erwartet, dass seitens 

der zuständigen Stellen alles getan wird, die Täter ausfindig 

zu machen und sie der gerechten Strafe zuzuführen.» 

 (Quelle: Der Heimkehrer 19 [1968] H. 1, S. 1.) 

Die schärfste Kritik an der Friedland-Gedächtnisstätte jedoch 

wurde von unbekannter Seite vorgebracht. Zwischen Weih-

nachten und Neujahr 1967/68 zerstörten Unbekannte die 

Scheinwerfer der Friedland-Gedächtnisstätte und übermalten 

die Inschriften auf zwei ihrer Tafeln mit den Worten «Dach-



au» und «Lidice». Dies war ein deutliches Zeichen für eine 

im Wandel begriffene westdeutsche Erinnerungskultur. Wäh-

rend es dem VdH wie auch anderen Verbänden deutscher Op-

fer des Zweiten Weltkrieges im ersten Jahrzehnt der Bundes-

republik gelungen war, die öffentlichen Erinnerungen an die 

Zeit des Nationalsozialismus, des Krieges und an die unmit-

telbare Nachkriegszeit zu prägen, mehr noch: mit den eigenen 

Deutungen im Zentrum weithin geteilter vergangenheitsbezo-

gener Befindlichkeiten zu stehen, waren die Vergangenheits-

interpretationen nun zu einem Anachronismus geworden, der 

nicht mehr unwidersprochen hingenommen wurde. 

 

3. Die Konjunkturen der Erinnerung und die Pluralität 

von Erinnerungsmilieus 

Die Geschichte der Friedland-Gedächtnisstätte verdeutlicht, 

dass sich seit den ausgehenden 1950er-Jahren ein grundle-

gender, verschiedene Ebenen betreffender Wandel der bun-

desrepublikanischen Erinnerungskultur vollzogen hat. 

Exemplarisch ablesen kann man hier die sich deutlich öff-

nende Schere zwischen den sinnstiftenden Erinnerungen an 

Kriegsgefangenschaft, Flucht, Vertreibung, Bombenkrieg 

und Wiederaufbau in den 1950er-Jahren sowie einer seit Ende 

der 1950er-Jahre (selbst)kritischer werdenden öffentlichen 

Bezugnahme auf die Zeit des Nationalsozialismus. In ver-

schiedenen Städten wurden Kriegsgefangenen-Denkmäler 

demontiert, die nun als verzichtbar angesehen wurden. Diese 

Entwicklung war begleitet von der Errichtung neuer Denkmä-

ler und der Einweihung von KZ-Gedenkstätten seit Mitte der 

1960er-Jahre, die andere Akzente setzten und die Opfer der 

nationalsozialistischen Gewaltherrschaft in den Fokus rück-

ten. 

Zu diesem Wandlungsprozess gehörte auch die Rückkehr der 

Täter und ihrer Taten in die öffentlich kommunizierte Erinne-

rung. Der Ulmer Einsatzgruppenprozess und die Gründung 



der Ludwigsburger Zentralstelle zur Aufklärung der NS-Ver-

brechen im Jahr 1958, die Schändung der Kölner Synagoge 

an Weihnachten 1959, der 1961 in Jerusalem beginnende 

Eichmann-Prozess sowie der Frankfurter Auschwitz-Prozess 

von 1963 bis 1965 sind neuralgische Ereignisse, durch die 

eine neue Phase der öffentlichen Bezugnahme auf die natio-

nalsozialistische Vergangenheit eingeleitet wurde. Die 

Schockwirkung, die die antisemitisch motivierten Straftaten 

ausgelöst hatten, die öffentliche Thematisierung der Täter 

und ihrer Taten in den NS-Prozessen und der begleitenden 

Berichterstattung sowie die damit verbundene Sensibilisie-

rung für die Kontinuität des politischen, administrativen und 

juristischen Personals waren zugleich Auslöser wie auch be-

reits erste Anzeichen für eine veränderte Erinnerungskultur, 

in deren Zentrum nun nicht mehr die Opfer von Flucht, Ver-

treibung, Kriegsgefangenschaft und Bombenkrieg standen. 

Verschwunden waren diese Erinnerungen damit freilich 

nicht. Sie hatten im Unterschied zu den 1950er-Jahren zwar 

ihren Status als sinnstiftende, weithin akzeptierte «Meisterer-

zählung» eingebüsst, aber sie existierten weiter in den parti-

kularen und vielfältigen Erinnerungsmilieus der Verbände 

von Kriegsveteranen, Kriegerwitwen, ehemaligen Kriegsge-

fangenen, Flüchtlingen und Vertriebenen, aus denen sie 

stammten und in die sie nun gewissermassen zurückkehrten. 

Dass diesen Erinnerungen seit der Jahrtausendwende wieder 

verstärkt öffentliche Aufmerksamkeit geschenkt wird (unter 

ganz anderen gesellschaftlichen, historiographischen und me-

dialen Rahmenbedingungen), deutet darauf hin, dass auch Er-

innerungen Konjunkturen unterliegen. Sie können unter be-

stimmten Voraussetzungen wieder aus ihren partikularen Mi-

lieus heraustreten und für grössere Teile der Gesellschaft at-

traktiv werden. 

Die Geschichte der Friedland-Gedächtnisstätte enthält aus-

serdem wichtige Hinweise auf die Reaktionen von Opferver-

bänden auf Konjunkturen von Erinnerungen. Der VdH brach-

te der nachlassenden Aufmerksamkeit für «seine» Erinne-



rungen nur wenig Verständnis entgegen. In der Verbandszeit-

schrift «Der Heimkehrer» wurde nicht nur über die man-

gelnde öffentliche Aufmerksamkeit für die Friedland-Ge-

dächtnisstätte empört berichtet, sondern auch über die De-

montagen anderer Kriegsfolgendenkmäler. Die Entstehung 

neuer Denkmalsformen mit veränderten Inhalten stiess auf 

völliges Unverständnis. Der öffentlichen Erwähnung der na-

tionalsozialistischen Verbrechen, in welcher Form auch im-

mer, folgte wie ein Echo der Hinweis auf die deutschen Opfer 

– so etwa in einem Kommentar zur Gründung der Zentral-

stelle zur Aufklärung der nationalsozialistischen Verbrechen 

im Jahr 1958, in dem gefordert wurde, «dass auch die straf-

rechtliche Verfolgung der nach der Kapitulation in den Inter-

nierungslagern begangenen Verbrechen» in Ludwigsburg be-

trieben und somit «die in den Kriegsgefangenenlagern an 

wehrlosen Gefangenen verübten Verbrechen» aufgeklärt 

werden sollten. In derartigen Aussagen zeigte sich nicht zu-

letzt die Unfähigkeit eines Verbandes, der die leidvollen Er-

fahrungen seiner Mitglieder ins Zentrum rückte, deren Erin-

nerungen in einen grösseren Kontext einzuordnen. Wie auch 

bei anderen Verbänden deutscher Opfer zu beobachten, hatte 

sich der VdH in seine Erinnerungen eingesponnen. Aus die-

sem Kokon sollte kein Weg herausführen. Im Gegenteil: Fest-

zustellen ist ein regelrechtes Einfrieren der Erinnerungen auf 

dem Niveau ihrer erstmaligen öffentlichen Artikulation zu 

Beginn der 1950er-Jahre; bis zu seiner Auflösung im Jahr 

2006 hielt der Verband an den einmal etablierten Deutungen 

beharrlich fest. Diese Starrheit lässt sich nicht nur darauf zu-

rückführen, dass der VdH etwa im Unterschied zu den Ver-

triebenenverbänden bewusst und aus nachvollziehbaren 

Gründen auf die Rekrutierung von Mitgliedern aus den jün-

geren Generationen verzichtete (und sich damit auch gegen-

über generationenbedingten Veränderungen im Verband 

selbst in gewisser Weise immunisierte). Die fehlende Flexi-

bilität verweist zugleich auf die Problematik der gesellschaft-

lichen Anerkennung von Erinnerungen, deren Verlust der 

VdH in einer sich pluralisierenden Erinnerungskultur be-

fürchtete. 
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AfD-Politiker Alexander Gauland sieht den 8. Mai 1945 auch als einen «Tag der 

Niederlage» für Deutschland an. 

 

Gefragt, was er von dem Vorschlag halte, den Jahrestag des 

Endes des Zweiten Weltkriegs zu einem Feiertag zu erklären, 

sagte der 79-Jährige dem Redaktions-Netzwerk Deutschland 

(RND): «Man kann den 8. Mai nicht zum Glückstag für 

Deutschland machen. Für die KZ-Insassen ist er ein Tag der 

Befreiung gewesen. Aber es war auch ein Tag der absoluten 

Niederlage, ein Tag des Verlustes von grossen Teilen 

Deutschlands und des Verlustes von Gestaltungsmöglich-

keit.» 

Es gebe zwar auch Positives am 8. Mai, so Gauland, doch das 

Datum sei ihm zu «ambivalent», um es zu feiern, so der AfD-

Politiker. Die «in Berlin vergewaltigten Frauen werden das 

ganz anders sehen als der KZ-Insasse», sagte er. 

Der 8. Mai lasse sich nicht «zum Glückstag 

für Deutschland machen». 

 


